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Die rechtliche Natur der Exportrisikogarantie
von

Privatdozent Dr. Hans Herold, Zürich.

1. Die verfassungsmässige Grundlage der
Exportrisikogarantie.

Um das Bundesgesetz über die Exportrisikogarantie
(BG über die ERG) vom 6. April 19391) in der Verfassung
zu verankern, stützte sich die Bundesversammlung auf Art.
34ter BV. Weshalb dies geschah, ist der bundesrätlichen
Botschaft vom 8. Februar 19392) nicht zu entnehmen. Dieser

Yerfassungsartikel gibt bekanntlich dem Bunde die
Befugnis, auf dem Gebiete des Gewerbewesens einheitliche
Bestimmungen aufzustellen. Er wurde im Jahre 1908

angenommen und soll vor allem die Grundlage für die
eidgenössische Gewerbeordnung (berufliche Ausbildung, Min-
destaltergesetz, Frauen- und Kinderarbeit, Heimarbeit,
Arbeit im Handel und in den Gewerben, unlauterer
Wettbewerb) abgeben. Mehr und mehr ist jedoch der Bundesrat
dazu übergegangen, der Bundesversammlung gestützt auf
diesen Artikel Gesetze vorzuschlagen, die im wesentlichen
Rechtsgrundlagen für Subventionen enthalten, ohne
andere Rechte und Pflichten der Bürger zu enthalten, als
solche, die mit den Subventionen unmittelbar verbunden
sind. Es wurde daher die Frage aufgeworfen, ob es nicht
unzulässig sei, auf eine Kompetenz, die offensichtlich zur
polizeilichen Regelung und Rechtsvereinheitlichung ermächtigt,

ein ausschliessliches Subventionsgesetz zu stützen.
Zuzugeben ist ohne weiteres, dass der Bund in einem allgemeinen

Gewerbegesetz in weitem Masse Subventionen vorsehen

') Eidg. Gesetzsammlung, Bd. 55, S. 645.
s) BB1 1939, I, S. 185.
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kann; es ist jedoch problematisch, ob er auf Art. 34bis reine
Subventionserlasse stützen kann. Indessen wird man ohne
weiteres dem Bunde die Zuständigkeit, in einem auf Art.
34ter gestützten Gesetz unter anderem auch Subventionen
vorzusehen, zubilligen müssen. Primär wäre ein solches ein

Polizeigesetz und böte sekundär die Rechtsgrundlage für
Subventionen. So darf man wohl auch den umgekehr:en
Weg als zulässig betrachten, der darin liegt, dass primär
Subventionen vorgesehen werden und die Bewerber zur
Einhaltung besonderer polizeirechtlicher Gesetzesbestimmungen

verpflichtet werden. Wenn daher die Frage der
Verfassungsmässigkeit bejaht werden muss, so ist doch nicht
zu verkennen, dass bei einem solchen Vorgehen, wo
Subventionen das Primäre sind und die Einhaltung von polizeilichen

Vorschriften nur Voraussetzungen für deren Ausrichtung

bilden, immer die Gefahr besteht, dass das Prinzip 4er
rechtlichen Gleichbehandlung verletzt wird3).

Die staatliche Aufgabe, die der Gesetzgeber gestützt
auf diesen Verfassungsartikel übernehmen will, wirdjewei-
len nur insoweit ausgeführt, als sich Private um Subventionen

bewerben. Indem, wie noch zu zeigen sein wird,
niemand zur Annahme einer Subvention verpflichtet werden

kann, wird die Aufgabe, die sich der Staat gesetzt hat,
immer nur insoweit erfüllt, als die Unternehmer sich um
die Subventionen bewerben. Diese Pflicht des Staates zur
Bereithaltung der Subvention hört auch dann nicht auf,
wenn ein Privater im Einzelfall auf die Garantie verzichtet.
Sein Verzicht bindet ihn nicht, und er kann später wieder
an den Staat gelangen, der ihm die Garantie im öffentlichrechtlich

umschriebenen Rahmen bereit hält4).
In den von der Bundesversammlung in der

Herbstsession 1939 angenommenen, aber noch
nicht vor das Volk gebrachten neuen Wirtschaff s-

3) Vgl. Alfred Matti: «Die Bundessubvention als Rechtsinstitut
des schweizerischen Bundesrechts», Zürcher Diss. 1929, S. 92.
4) Vgl. W. Burckhardt: «Die Organisation der Rechtsgemeinschaft»,

1. Aufl., S. 79.
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artikeln5) wird die verfassungsmässige Grundlage in dem
Sinn ausgebaut, als nunmehr ausdrücklich vorgesehen ist,
dass reine Subventionsbestimmungen auch
unabhängig von Polizeigesetzen verfassungsmässig verankert

werden können. Nach Art. 31 bis, Abs. 1, kann der
Bund im Rahmen der dauernden Interessen der schweizerischen

Gesamtwirtschaft Vorschriften erlassen über die
Ausübung von Handel und Gewerbe und Massnahmen treffen

zur Förderung einzelner Wirtschaftszweige und
Berufsgruppen. Er kann also Garantien zugunsten der
Exportindustrie geben. Diese können auch auf Art. 34ter, Abs. 3
(im Entwurf vom 3. August 1945 Art. 31 quinquies),
gestützt werden, der dem Bunde in Zeiten gestörter
Wirtschaft die Aufgabe gibt, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen
und deren Folgen zu mildern. Wenn auch die Wirtschaftsartikel

wahrscheinlich nicht in der von der Bundesversammlung

1939 beschlossenen Form zur Abstimmung gelangen,
so ist doch anzunehmen, dass auch eine spätere Vorlage
solche an sich ja unbestrittene Vollmachten enthalten wird.
Der Bundesrat (Entwurf vom 3. August 1945) und die beiden

Räte haben keine Änderungen vorgenommen, die unser
Thema beschlagen.

2. Die Exportrisikogarantie als Staatsaufgabe.

Indem das BG über die ERG auf Art. 34ter BV
gestützt wird, ist die ERG als Staatsaufgabe gekennzeichnet.
Staatsaufgaben lassen sich jedoch nicht mit Subventionen
allein lösen. Wohl hat der Subventionierte gegenüber dem
Staat einen Anspruch darauf, bei Erfüllung der rechtlichen
Voraussetzungen die Subvention ausbezahlt zu erhalten;
umgekehrt jedoch kann er durch Verzicht auf die Subvention

sich der Erfüllung der an die Auszahlung geknüpften
Bedingungen entziehen. In den verschiedenen
Sozialversicherungsgesetzen sind daher regelmässig Bestimmungen

s) BB1 1940, I, S. 196 f.




































